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  Schlußprotokoll der Londoner Seekriegsrechts-Konferenz
(1909).1 

Die Londoner Seekriegsrechts-Konferenz, die von der Regierung Seiner Großbritannischen
Majestät einberufen worden war, ist am 4.Dezember1908 im Auswärtigen Amte
zusammengetreten zu dem Zwecke, die allgemein anerkannten Regeln des internationalen
Rechtes im Sinne des Artikel7 des im Haag am 18.Oktober1907 unterzeichneten Abkommens
über die Errichtung eines Internationalen Prisenhofs festzustellen.

  Folgende Mächte haben an dieser Konferenz teilgenommen und dazu die nachstehend
aufgeführten Delegierten ernannt (die Namen der Delegierten sind weggelassen):
Deutschland, die Vereinigten Staaten von Amerika, Österreich-Ungarn, Spanien, Frankreich,
Großbritannien, Italien, Japan, die Niederlande, Rußland.

  In einer Reihe von Sitzungen während der Zeit vom 4.Dezember1908 bis zum
26.Februar1909 hat die Konferenz die diesem Protokoll im Wortlaute beigegebene Erklärung
über das Seekriegsrecht festgestellt, die den Bevollmächtigten zur Unterzeichnung
unterbreitet werden soll.

  Außerdem ist folgender Wunsch von den Delegierten der Mächte angenommen
                                                                                
                                                                                
worden, die das Haager Abkommen vom 18.Oktober1907 über die Errichtung eines
Internationalen Prisenhofs unterzeichnet oder die Absicht, es zu unterzeichnen, ausgesprochen
haben:
          Die   Delegierten   der   Mächte,   die   auf   der   Londoner   Seckriegsrechts-
     Konferenz  vertreten  sind  und  das  Haager  Abkommen  vom  18.Oktober1907
     über  die  Errichtung  eines  Internationalen  Prisenhofs  unterzeichnet  oder  die
     Absicht,  es  zu  unterzeichnen,  ausgesprochen  haben,  sind  in  Anbetracht  der
     verfassungsrechtlichen Schwierigkeiten, die für gewisse Staaten der Ratifikation
     dieses  Abkommens  in  seiner  gegenwärtigen  Form  entgegenstehen,  darin  einig,
     ihren Regierungen darzulegen, welchen Vorteil der Abschluß einer Vereinbarung
     bieten würde, auf Grund deren diese Staaten befugt wären, bei der Hinterlegung
     ihrer  Ratifikationsurkunden  den  Vorbehalt  zu  machen,  daß  das  Recht,  den
     Internationalen  Prisenhof  gegenüber  den  Entnscheidungen  ihrer  nationalen
     Gerichte anzurufen, in der Form einer unmittelbaren Klage auf Schadenpersatz
     geltend  zu  machen  ist;  vorausgesetzt  wird  jedoch,  daß  dieser  Vorbehalt  nicht
     die Wirkung hat, die durch das bezeichnete Abkommen den Privatpersonen oder
     ihren  Regierungen  gewährleisteten  Rechte  zu  beeinträchtigen,  und  daß  die
     Fassung des Vorbehalts den Gegenstand einer weiteren Übereinkunft zwischen den
     Signatarmächten dieses Abkommens bildet.

  Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten und für die Bevollmächtigten, die
London bereits verlassen mußten, die sie vertretenden Delegierten dieses Protokoll
unterzeichnet.

  Geschehen in London am sechsundzwanzigsten Februar neunzehnhundertneun in einer
einzigen Ausfertigung, die im Archive der Großbritannischen Regierung hinterlegt werden soll
und wovon beglaubigte Abschriften den auf der Seekriegsrechts-Konferenz vertretenen
Mächten auf diplomatischem Wege mitgeteilt werden sollen.





(Unterschriften) Erklärung über das Seekriegsrecht.


  Seine Majestät. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, der Präsident der Vereinigten
Staaten von Amerika, Seine Majestät der Kaiser von Österreich, König von Böhmen
usw. und Apostolischer König von Ungarn, Seine Majestät der König von Spanien, der
Präsident der Französischen Republik, Seine Majestät der König des Vereinigten
Königreichs von Großbritannien und Irland und der Britischen überseeischen Lande, Kaiser
von Indien, Seine Majestät der König von Italien, Seine Majestät der Kaiser von
Japan, Ihre Majestät die Königin der Niederlande, Seine Majestät der Kaiser aller
Reußen,
                                                                                
                                                                                

  in Anbetracht der Einladung, womit die Britische Regierung mehreren Mächten
vorgeschlagen hat, zu einer Konferenz zusammenzutreten, um gemeinschaftlich festzustellen.
welchen Inhalt die allgemein anerkannten Regeln des internationalen Rechtes im Sinne des
Artikel7 des Abkommens vom 18.Oktober1907 über die Errichtung eines Internationalen
Prisenhofs haben,

  in Anerkennung aller der Vorteile, welche die Feststellung der bezeichneten Regeln in dem
unglücklichen Falle eines Seekriegs sowohl für den friedlichen Handel wie für die
Kriegführenden und deren politische Beziehungen zu den neutralen Regierungen
bietet,

  in Erwägung, daß die allgemeinen Grundsätze des internationalen Rechtes bei ihrer
praktischen Anwendung häufig auf verschiedene Weise gehandhabt werden,

  von dem Wunsche beseelt, hinfort eine größere Einheitlichkeit in dieser Hinsicht
sicherzustellen,

  in der Hoffnung, daß ein Werk von so erheblichem gemeinschaftlichen Interesse die
allgemeine Zustimmung finden wird,

  haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 




(Bezeichnung der Bevollmächtigten)


welche nach gegenseitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten
übereingekommen sind, die nachstehende Erklärung abzugeben:





Einleitende Bestimmung.


  Die Signatarmächte sind einig in der Feststellung, daß die in den folgenden Kapiteln
enthaltenen Regeln im wesentlichen den allgemein anerkannten Grundsätzen des
internationalen Rechtes entsprechen. 




Erstes Kapitel. Die Blockade in Kriegszeiten.


  Art.1. Die Blockade muß auf die feindlichen oder vom Feinde besetzten Häfen und Küsten
beschränkt werden.

  Art.2. Entsprechend der Pariser Deklaration von 1856 muß die Blockade, um rechtlich
wirksam zu sein, tatsächlich wirksam sein, das heißt, durch eine Streitmacht aufrecht erhalten
werden, welche hinreicht, um den Zugang zur feindlichen Küste in Wirklichkeit zu
verhindern.
                                                                                
                                                                                

  Art.3. Die Frage, ob die Blockade tatsächlich wirksam ist, bildet eine Tatfrage.

  Art.4. Die Blockade gilt nicht als aufgehoben, wenn sich die blockierenden Streitkräfte
infolge schlechten Wetters zeitweise entfernt haben.

  Art.5. Die Blockade muß den verschiedenen Flaggen gegenüber unparteiisch gehandhabt
werden.

  Art.6. Der Befehlshaber der blockierenden Streitmacht kann Kriegsschiffen die Erlaubnis
erteilen, den blockierten Hafen anzulaufen und ihn später wieder zu verlassen.

  Art.7. Ein neutrales Schiff kann im Falle der von einer Befehlsstelle der blockierenden
Streitkräfte festgestellten Seenot in die blockierte Örtlichkeit einlaufen und diese später
unter der Voraussetzung wieder verlassen, daß es dort keinerlei Ladung gelöscht oder
eingenommen hat.

  Art.8. Um rechtlich wirksam zu sein, muß die Blockade gemäß Artikel9 erklärt und
gemäß Artikel11, 16 bekanntgegeben werden.

  Art.9. Die Blockadeerklärung wird entweder von der blockierenden Macht oder von den in
ihrem Namen handelnden Befehlsstellen der Marine erlassen.

  Sie bestimmt:
     

     	den Tag des Beginns der Blockade;
     

     	die geographischen Grenzen der blockierten Küstenstrecke;
     

     	die Frist, die den neutralen Schiffen zum Auslaufen gewährt werden muß.


  Art.10. Wenn die blockierende Macht oder die in ihrem Namen handelnden
Befehlsstellen der Marine die Angaben nicht einhalten, die sie zufolge Artikel9 Nr.1,
2 in die Blockadeerklärung aufzunehmen hatten, so ist diese Erklärung nichtig,
und ist eine neue Erklärung notwendig, damit die Blockade Rechtswirksamkeit
erlangt.

  Art. 11. Die Blockadeerklärung wird bekanntgegeben:
     

     	den neutralen Mächten durch die blockierende Macht mittels einer Mitteilung, die
     an die Regierungen selbst oder an deren bei ihr beglaubigte Vertreter zu richten
     ist;
     

     	den örtlich zuständigen Behörden durch den Befehlshaber der blockierenden
     Streitmacht. Diese Behörden sollen davon ihrerseits möglichst bald die fremden
     Konsuln benachrichtigen, die ihre Amtstätigkeit in dem blockierten Hafen oder
     auf der blockierten Küstenstrecke ausüben.


  Art.12. Die Regeln über die Erklärung und die Bekanntgabe der Blockade finden
gleichfalls Anwendung, wenn die Blockade ausgedehnt oder nach ihrer Aufhebung wieder
aufgenommen werden soll.
                                                                                
                                                                                

  Art.13. Die freiwillige Aufhebung sowie jede etwa erfolgende Einschränkung der Blockade
muß auf die im Artikel11 vorgeschriebene Art bekanntgegeben werden.

  Art.14. Die Zulässigkeit der Beschlagnahme eines neutralen Schiffes wegen Blockadebruchs
ist bedingt durch die wirkliche oder vermutete Kenntnis der Blockade.

  Art.15. Die Kenntnis der Blockade wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, wenn das
Schiff einen neutralen Hafen nach Ablauf angemessener Zeit seit Bekanntgabe der Blockade an
die diesen Hafen innehabende Macht verlassen hat.

  Art.16. Wenn ein Schiff, das sich dem blockierten Hafen nähert, von dem Bestehen der
Blockade keine Kenntnis erlangt hat, auch diese Kenntnis nicht vermutet werden kann, so
muß die Bekanntgabe an das Schiff selbst durch einen Offizier eines der Schiffe der
blockierenden Streitmacht erfolgen. Diese Bekanntgabe muß in das Schiffstagebuch
eingetragen werden unter Angabe des Tages und der Stunde sowie des derzeitigen
Schiffsorts.

  Einem neutralen Schiffe, das aus dem blockierten Hafen ausläuft, muß freie Durchfahrt
gestattet werden, wenn infolge einer Versäumnis des Befehlshabers der blockierenden
Streitmacht die Blockadeerklärung den örtlich zuständigen Behörden nicht
bekanntgegeben oder in der bekanntgegebenen Erklärung einer Frist nicht bestimmt
war.

  Art.17. Die Beschlagnahme neutraler Schiffe wegen Blockadebruchs darf nur innerhalb des
Aktionsbereichs der Kriegsschiffe stattfinden, die beauftragt sind, die tatsächliche
Wirksamkeit der Blockade sicherzustellen.

  Art.18. Die blockierenden Streitkräfte dürfen den Zugang zu neutralen Häfen und
Küsten nicht versperren.

  Art.19. Ein die Beschlagnahme des Schiffes rechtfertigender Blockadebruch ist nicht als
vorliegend anzunehmen, wenn sich das Schiff derzeit auf der Fahrt nach einem nicht blockierten
Hafen befindet, wie auch immer die spätere Bestimmung von Schiff oder Ladung sein
mag.

  Art.20. Ein Schiff, das unter Blockadebruch den blockierten Hafen verlassen oder
anzulaufen versucht hat, bleibt der Beschlagnahme ausgesetzt, solange es durch ein
Kriegsschiff der blockierenden Streitmacht verfolgt wird. Ist die Verfolgung aufgegeben
oder die Blockade aufgehoben, so kann seine Beschlagnahme nicht mehr bewirkt
werden.

  Art.21. Ein des Blockadebruchs schuldig befundenes Schiff wird eingezogen. Die Ladung
wird gleichfalls eingezogen, sofern nicht nachgewiesen wird, daß der Befrachter zur Zeit der
Verladung der Ware die Absicht des Blockadebruchs weder gekannt hat noch kennen konnte.





Zweites Kapitel. Krlegskonterbande.


  Art.22. Als Kriegskonterbande werden ohne weiteres die nachstehenden, unter der
Bezeichnung absolute Konterbande begriffenen Gegenstände und Stoffe angesehen:
                                                                                
                                                                                
     

     	Waffen jeder Art, mit Einschluß der Jagdwaffen, und ihre als solche kenntlichen
     Bestandteile;
     

     	Geschosse, Kartuschen und Patronen jeder Art sowie ihre als solche kenntlichen
     Bestandteile;
     

     	Schießpulver und Sprengstoffe, die besonders für den Krieg bestimmt sind;
     

     	Lafetten, Munitionswagen, Protzen, Proviantwagen, Feldschmieden und ihre als
     solche kenntlichen Bestandteile;
     

     	militärische als solche kenntliche Kleidungs- und Ausrüstungsstücke;
     

     	militärisches als solches kenntliches Geschirr jeder Art;
     

     	für den Krieg benutzbare Reit-, Zug- und Lasttiere;
     

     	Lagergerät und seine als solche kenntlichen Bestandteile;
     

     	Panzerplatten;
     

     	Kriegsschiffe und sonstige Kriegsfahrzeuge sowie solche Bestandteile, die nach ihrer
     besonderen Beschaffenheit nur auf einem Kriegsfahrzeuge benutzt werden kennen;
     

     	Werkzeuge     und     Vorrichtungen,     die     ausschließlich     zur     Anfertigung
     von Kriegsmaterial oder zur Anfertigung und Ausbesserung von Waffen und von
     Landkriegs- oder Seekriegsmaterial hergestellt sind.


  Art.23. Gegenstände und Stoffe, die ausschließlich für den Krieg verwendet werden,
können in die Liste der absoluten Kriegskonterbande mittels einer Erklärung, die bekannt zu
geben ist, aufgenommen werden.

  Die Bekanntgabe wird an die Regierungen der anderen Mächte oder an deren bei
der erklärenden Macht beglaubigten Vertreter gerichtet. Eine Bekanntgabe, die
nach Beginn der Feindseligkeiten stattfindet, wird nur an die neutralen Mächte
gerichtet.

  Art.24. Als Kriegskonterbande werden ohne weiteres folgende für kriegerische wie für
friedliche Zwecke verwendbare, unter der Bezeichnung relative Konterbande begriffene
Gegenstände und Stoffe angesehen:
                                                                                
                                                                                
     

     	Lebensmittel;
     

     	Furage und zur Viehfütterung geeignete Körnerfrüchte;
     

     	für   militärische   Zwecke   geeignete   Kleidungsstücke,   Kleidungsstoffe   und
     Schuhwerk;
     

     	Gold und Silber, geprägt und in Barren, sowie Papiergeld;
     

     	für den Krieg verwendbare Fuhrwerke jeder Art und ihre Bestandteile;
     

     	Schiffe, Boote und Fahrzeuge jeder Art, Schwimmdocks und Vorrichtungen für
     Trockendocks sowie ihre Bestandteile;
     

     	festes  oder  rollendes  Eisenbahnmaterial,  Telegraphen-,  Funkentelegraphen-  und
     Telephonmaterial;
     

     	Luftschiffe  und  Flugmaschinen,  ihre  als  solche  kenntlichen  Bestandteile  sowie
     Zubehörstücke, Gegenstände und Stoffe, die erkennbar zur Luftschiffahrt oder
     zu Flugzwecken dienen sollen;
     

     	Feuerungsmaterial und Schmierstoffe;
     

     	Schießpulver und Sprengstoffe, die nicht besonders für den Krieg bestimmt sind;
     

     	Stacheldraht  sowie  die  zu  dessen  Befestigung  und  Zerschneidung  dienenden
     Werkzeuge;
     

     	Hufeisen und Hufschmiedegerät;
     

     	Geschirr und Sattelzeug;
     

     	Doppelgläser, Fernrohre, Chronometer und nautische Instrumente aller Art.


                                                                                
                                                                                
  Art.25. Gegenstände und Stoffe, die für kriegerische wie für friedliche Zwecke
verwendbar und nicht schon in den Artikeln22, 24 aufgeführt sind, können mittels einer
Erklärung, die in der im Artikel23 Abs.2 vorgesehenen Weise bekannt zu geben ist, in die
Liste der relativen Konterbande aufgenommen werden.

  Art.26. Verzichtet eine Macht ihrerseits darauf, Gegenstände und Stoffe, die zu einer der in
den Artikeln22, 24 aufgezählten Gruppen gehören, als Kriegskonterbande zu betrachten, so
hat sie ihre Absicht durch eine Erklärung kundzugeben, die in der im Artikel23 Abs.2
vorgesehenen Weise bekannt gemacht wird.

  Art.27. Gegenstände und Stoffe, die für kriegerische Zwecke nicht verwendbar sind,
können nicht als Kriegskonterbande erklärt werden.

  Art.28. Als Kriegskonterbande können die nachstehenden Gegenstände nicht erklärt
werden:
     

     	Rohbaumwolle, Rohwolle, Rohseide, rohe Jute, roher Flachs, roher Hanf und andere
     Rohstoffe der Textilindustrie sowie die daraus gesponnenen Garne;
     

     	ölhaltige Nüsse und Sämereien, Kopra;
     

     	Kautschuk, Harz, Gummi und Lack, Hopfen;
     

     	rohe Felle, Hörner, Knochen und Elfenbein;
     

     	natürlicher und künstlicher Dünger, mit Einschluß der für die Landwirtschaft
     verwendbaren Nitrate und Phosphate;
     

     	Erze;
     

     	Erde, Ton, Kalk, Kreide, Steine mit Einschluß des Marmors, Ziegelsteine, Schiefer
     und Dachziegel ;
     

     	Porzellan- und Glaswaren;
     

     	Papier und die zu seiner Herstellung zubereiteten Stoffe;
     

     	Seife,  Farbe  mit  Einschluß  der  ausschließlich  zu  ihrer  Herstellung,  bestimmten
     Materialien und Firnis;
                                                                                
                                                                                
     

     	Chlorkalk,  Soda,  Atznatron,  schwefelsaures  Natron  in  Kuchen,  Ammoniak,
     schwefelsaures Ammoniak und Kupfervitriol;
     

     	Maschinen  für  Landwirtschaft,  für  Bergbau,  für  Textilindustrie  und  für
     Buchdruckerei;
     

     	Edelsteine, Halbedelsteine, Perlen, Perlmutter und Korallen;
     

     	Turm- und Wanduhren, Standuhren und Taschenuhren außer Chronometern;
     

     	Mode- und Galanteriewaren;
     

     	Federn jeder Art, Haare und Borsten;
     

     	Gegenstände    zur    Wohnungseinrichtung    und    zum    Wohnungsschmucke;
     Bureaumöbel und Bureaubedarf.


  Art.29. Als Kriegskonterbande können ferner nicht angesehen werden:
     

     	Gegenstände  und  Stoffe,  die  ausschließlich  zur  Pflege  der  Kranken  und
     Verwundeten  dienen,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  sie  im  Falle  gewichtiger
     militärischer Erfordernisse gegen Entschädigung angefordert werden können,
     wenn sie die im Artikel30 vorgesehene Bestimmung haben;
     

     	Gegenstände  und  Stoffe,  die  zum  Gebrauche  des  Schiffes,  wo  sie  vorgefunden
     werden, oder zum Gebrauche der Besatzung oder der Passagiere dieses Schiffes
     während der Reise bestimmt sind.


  Art.30. Die Gegenstände der absoluten Konterbande unterliegen der Beschlagnahme, wenn
bewiesen wird, daß ihre Bestimmung das feindliche oder vom Feinde besetzte Gebiet oder die
feindliche Streitmacht ist. Es macht keinen Unterschied, ob die Zuführung dieser
Gegenstände unmittelbar erfolgt, oder ob sie noch eine Umladung oder eine Beförderung zu
Lande erfordert.

  Art.31. Der Beweis für die im Artikel30 vorgesehene Bestimmung ist in folgenden Füllen
endgültig erbracht:
     

     	wenn die Ware nach den Urkunden in einem feindlichen Hafen ausgeladen oder der
     feindlichen Streitmacht geliefert werden soll;
                                                                                
                                                                                
     

     	wenn das Schiff nur feindliche Häfen anlaufen soll oder wenn es einen feindlichen
     Hafen  berühren  oder  zu  der  feindlichen  Streitmacht  stoßen  soll,  bevor  es  den
     neutralen Hafen erreicht, wohin die Ware urkundlich bestimmt ist.


  Art.32. Die Schiffspapiere begründen vollen Beweis in Ansehung der Fahrt des
Schiffes, das absolute Konterbande an Bord hat, es sei denn, daß beim Antreffen
des Schiffes dieses offenbar von der nach den Schiffspapieren einzuhalten den Fahrt
abgewichen ist und keinen hinreichenden Grund für diese Abweichung nachzuweisen
vermag.

  Art.33. Die Gegenstände der relativen Konterbande unterliegen der Beschlagnahme, wenn
bewiesen wird, daß sie für den Gebrauch der Streitmacht oder der Verwaltungsstellen des
feindlichen Staates bestimmt sind, es sei denn, daß im letzteren Falte nach Ausweis der
Umstände diese Gegenstände tatsächlich nicht für den derzeitigen Krieg benutzt werden
können; der letzte Vorbehalt findet auf die im Artikel24 Nr.4 bezeichneten Sendungen keine
Anwendung.

  Art.34. Die im Artikel33 vorgesehene Bestimmung wird vermutet, wenn die Sendung an die
feindlichen Behörden oder an einen im feindlichen Lande ansässigen Händler gerichtet ist,
von dem es feststeht, daß er dem Feinde Gegenstände und Stoffe dieser Art liefert. Das
Gleiche gilt für eine Sendung, die nach einem befestigten Platze des Feindes oder nach einem
anderen der feindlichen Streitmacht als Basis dienenden Platze bestimmt ist; diese
Vermutung findet jedoch keine Anwendung auf das Kauffahrteischiff selbst, das nach
einem dieser Plätze fährt und dessen Eigenschaft als Konterbande bewiesen werden
soll.

  Treffen die vorstehenden Vermutungen nicht zu, so wird vermutet, daß die Bestimmung
unschädlich ist.

  Die in diesem Artikel aufgestellten Vermutungen lassen den Beweis des Gegenteils
zu.

  Art.35. Die Gegenstände der relativen Konterbande unterliegen der Beschlagnahme nur auf
einem Schiffe, das sich auf der Fahrt nach dem feindlichen oder vom Feinde besetzten Gebiet
oder zur feindlichen Streitmacht befindet und das diese Gegenstände nicht in einem neutralen
Zwischenhafen ausladen soll.

  Die Schiffspapiere begründen vollen Beweis in Ansehung der Fahrt des Schiffes sowie des
Ortes der Ausladung der Waren, es sei denn, daß beim Antreffen des Schiffes dieses offenbar
von der nach den Schiffspapieren einzuhaltenden Fahrt abgewichen ist und keinen
hinreichenden Grund für diese Abweichung nachzuweisen vermag.

  Art.36. Hat das feindliche Gebiet keine Seegrenze, so unterliegen die Gegenstände der
relativen Konterbande, abweichend vom Artikel35, der Beschlagnahme, sofern bewiesen wird,
daß sie die im Artikel33 vorgesehene Bestimmung haben.

  Art.37. Befördert ein Schiff Gegenstände, die der Beschlagnahme als absolute oder
relative Konterbande unterliegen, so kann es auf hoher See oder in den Gewässern der
Kriegführenden während der ganzen Dauer seiner Reise beschlagnahmt werden, selbst wenn
es die Absicht hat, einen Zwischenhafen anzulaufen, bevor es die feindliche Bestimmung
erreicht.
                                                                                
                                                                                

  Art.38. Auf Grund einer früher ausgeführten, aber bereits vollendeten Beförderung von
Konterbande kann eine Beschlagnahme nicht bewirkt werden.

  Art.39. Die Gegenstände der Konterbande unterliegen der Einziehung.

  Art.40. Die Einziehung des die Konterbande befördernden Schiffes ist zulässig, wenn die
Konterbande nach Wert, Gewicht, Umfang oder Fracht mehr als die Hälfte der Ladung
ausmacht.

  Art.41. Wird das die Konterbande befördernde Schiff freigelassen, so fallen die der
nehmenden Kriegsmacht durch das Verfahren vor der nationalen Prisengerichtsbarkeit sowie
durch die Erhaltung von Schiff und Ladung während der Untersuchung erwachsenen Kosten
dem Schiffe zur Last.

  Art.42. Die dem Eigentümer der Konterbande gehörenden Waren, die sich an Bord
desselben Schiffes befinden, unterliegen der Einziehung.

  Art.43. Wird ein Schiff auf See angetroffen, das sich in Unkenntnis der Feindseligkeiten oder
der auf seine Ladung anwendbaren Konterbandeerklärung befindet, so können die
Gegenstände der Konterbande nur gegen Entschädigung eingezogen werden; das Schiff und
der Rest der Ladung sind von der Einziehung sowie von den im Artikel41 vorgesehenen Kosten
befreit. Das Gleiche gilt, wenn der Kapitän von dem Beginne der Feindseligkeiten oder von
der Konterbandeerklärung Kenntnis erlangt hat, die Gegenstände der Konterbande aber
noch nicht hat ausladen können.

  Daß das Schiff den Kriegszustand oder die Konterbandeerklärung kennt, wird angenommen,
wenn es einen neutralen Hafen nach Ablauf angemessener Zeit seit Bekanntgabe des Beginns
der Feindseligkeiten oder der Konterbandeerklärung an diesen Hafen innehabende
Macht verlassen hat. Daß der Kriegszustand dem Schiffe bekannt ist, wird auch
angenommen, wenn es einen feindlichen Hafen nach Beginn der Feindseligkeiten verlassen
hat.

  Art.44. Ein wegen Konterbande angehaltenes Schiff, das mit Rücksicht auf das
Mengenverhältnis, der Konterbande nicht der Einziehung unterliegt, kann je nach den
Umständen zur Fortsztzung der Fahrt ermächtigt werden, wenn der Kapitän bereit ist, die
Konterbande dem Schiffe des Kriegführenden zu überliefern.

  Die Übergabe der Konterbande wird von dem nehmenden Kriegsschiff in dem Tagebuche
des angehaltenen Schiffes vermerkt; der Kapitän dieses Schiffes hat dem nehmenden
Kriegsschiffe beglaubigte Abschrift aller zweckdienlichen Papiere zu übergeben.

  Das nehmende Kriegsschiff ist befugt, die ihm so überlieferte Konterbande zu zerstören.





Drittes Kapitel. Neutralitätswidrige Unterstützung.


  Art.45. Ein neutrales Schiff wird eingezogen und unterliegt überhaupt der Behandlung, die
ein neutrales, der Einziehung wegen Kriegskonterbande unterworfenes Schiff erfahren
würde:
     

                                                                                
                                                                                
     	falls es die Reise eigens zum Zwecke der Beförderung einzelner in die feindliche
     Streitmacht eingereihter Personen oder zur Nachrichtenbeförderung im Interesse
     des Feindes ausführt;
     

     	falls  es  mit  Wissen  des  Eigentümers,  des  Charterers  oder  des  Kapitäns  eine
     geschlossene  feindliche  Truppenabteilung  oder  eine  oder  mehrere  Personen,  die
     während der Fahrt die Operationen des Feindes unmittelbar unterstützen, an
     Bord hat.


  In den unter den vorstehenden Nummern bezeichneten Fällen unterliegen die dem
Eigentümer des Schiffes gehörenden Waren gleichfalls der Einziehung.

  Die Bestimmungen dieses Artikels finden keine Anwendung, wenn das Schiff zu der
Zeit, wo es auf See betroffen wird, von den Feindseligkeiten keine Kenntnis hat oder
wenn der Kapitän von dem Beginne der Feindseligkeiten Kenntnis erlangt hat, die
beförderten Personen aber noch nicht hat ausschiffen können. Daß das Schiff den
Kriegszustand kennt, wird angenommen, wenn es einen feindlichen Hafen nach Beginn der
Feindseligkeiten oder einen neutralen Hafen nach Ablauf angemessener Zeit seit Bekanntgabe
des Beginns der Feindseligkeiten an die diesen Hafen innehabende Macht verlassen
hat.

  Art.46. Ein neutrales Schiff wird eingezogen und unterliegt überhaupt der Behandlung, die
es als feindliches Kauffahrteischiff erfahren würde:
     

     	falls es sich unmittelbar an den Feindseligkeiten beteiligt;
     

     	falls es sich unter dem Befehl oder unter der Aufsicht eines von der feindlichen
     Regierung an Bord gesetzten Agenten befindet;
     

     	falls es von der feindlichen Regierung gechartert ist;
     

     	falls  es  derzeit  ausschließlich  zur  Beförderung  feindlicher  Truppen  oder  zur
     Nachrichtenbeförderung im Interesse des Feindes bestimmt ist.


  In den in diesem Artikel bezeichneten Fällen unterliegen die dem Eigentümer des Schiffes
gehörenden Waren gleichfalls der Einziehung.

  Art.47. Jede in die feindliche Streitmacht eingereihte Person, die an Bord eines neutralen
Kauffahrteischiffs betroffen wird, kann zum Kriegsgefangenen gemacht werden, auch wenn
dieses Schiff der Beschlagnahme nicht unterliegt. 




Viertes Kapitel. Zerstörung neutraler Prisen.


                                                                                
                                                                                
  Art.48. Ein beschlagnahmtes neutrales Schiff darf von der nehmenden Kriegsmacht
nicht zerstört, sondern muß in einen Hafen gebracht werden, wo gehörig über die
Rechtmäßigkeit der Wegnahme entschieden werden kann.

  Art.49. Ausnahmsweise darf ein von einem Schiffe des Kriegführenden beschlagnahmtes
neutrales Schiff, das der Einziehung unterliegen würde, zerstört werden, wenn die Befolgung
des Artikel48 das Kriegsschiff einer Gefahr aussetzen oder den Erfolg der Operationen, worin
es derzeit begriffen ist, beeinträchtigen könnte.

  Art.50. Vor der Zerstörung müssen die an Bord befindlichen Personen in Sicherheit
gebracht, auch sämtliche Schiffspapiere und sonstigen Beweisstücke, die nach Ansicht der
Beteiligten für die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Wegnahme von Wert sind,
auf das Kriegsschiff herübergenommen werden.

  Art.51. Die nehmende Kriegsmacht, die ein neutrales Schiff zerstört hat, muß vor
jeder Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Wegnahme den tatsächlichen
Nachweis führen, daß sie nur ausnahmsweise angesichts einer Notwendigkeit der
im Artikel49 bezeichneten Art gehandelt hat. Führt sie diesen Nachweis nicht,
so ist sie gegenüber den Beteiligten zum Schadensersatze verpflichtet, ohne daß
es einer Untersuchung darüber bedarf, ob die Wegnahme rechtmäßig war oder
nicht.

  Art.52. Wird die Wegnahme eines neutralen Schiffes, dessen Zerstörung gerechtfertigt
worden ist, später für nichtig erklärt, so muß die nehmende Kriegsmacht den
Beteiligten an Stelle der von ihnen zu beanspruchenden Rückgabe Schadensersatz
leisten.

  Art.53. Sind neutrale Waren, die der Einziehung nicht unterlagen, mit dem Schiffe zerstört
worden, so hat der Eigentümer dieser Waren Anspruch auf Schadensersatz.

  Art.54. Das nehmende Kriegsschiff kann die Übergabe einziehbarer Waren, die an Bord
eines der Einziehung selbst nicht unterliegenden Schiffes gefunden werden, verlangen oder zu
ihrer Zerstörung schreiten, wenn solche Umstände vorliegen, die nach Artikel49 die
Zerstörung eines der Einziehung unterliegenden Schiffes rechtfertigen würden. Es hat die
überlieferten oder zerstörten Gegenstände in dem Tagebuche des angehaltenen Schiffes zu
vermerken und sich von dem Kapitän beglaubigte Abschrift aller zweckdienlichen Papiere
übergeben zu lassen Sobald die Übergabe oder die Zerstörung erfolgt ist und die
Förmlichkeiten erledigt sind, muß dem Kapitän die Fortsetzung seiner Fahrt gestattet
werden.

  Die Bestimmungen der Artikel51, 52 über die Verantwortlichkeit der nehmenden
Kriegsmacht, die ein neutrales Schiff zerstört hat, finden Anwendung. 




Fünftes Kapitel. Flaggenwechsel.


  Art.55. Der vor Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführte Übergang eines feindlichen
Schiffes zur neutralen Flagge ist gültig, falls nicht bewiesen wird, daß dieser Übergang
herbeigeführt worden ist, um den mit der Eigenschaft eines feindlichen Schiffes verbundenen
Folgen zu entgehen. Indes spricht die Vermutung für die Nichtigkeit, sofern sich die
                                                                                
                                                                                
Übertragungsurkunde nicht an Bord befindet und das Schiff die Nationalität des
Kriegführenden weniger als sechzig Tage vor Beginn der Feindseligkeiten verloren hat; der
Gegenbeweis ist zulässig.

  Eine unwiderlegliche Vermutung spricht für die Gültigkeit eines Überganges, der
mehr als dreißig Tage vor Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführt worden ist,
wenn er unbedingt und vollständig ist, der Gesetzgebung der beteiligten Länder
entspricht und zur Folge hat, daß die Verfügung über das Schiff und der Gewinn aus
seiner Verwendung nicht in denselben Händen wie vor dem Übergange bleiben. Hat
jedoch das Schiff die Nationalität des Kriegführenden weniger als sechzig Tage vor
Beginn der Feindseligkeiten verloren und befindet sich die Übertragungsurkunde nicht
an Bord, so kann die Beschlagnahme des Schiffes nicht zum Schadensersatz Anlaß
geben.

  Art.56. Der nach Beginn der Feindseligkeiten herbeigeführte Übergang eines feindlichen
Sohiffes zur neutralen Flagge ist nichtig, falls nicht bewiesen wird, daß dieser Übergang nicht
herbeigeführt worden ist, um den mit der Eigenschaft eines feindlichen Schiffes verbundenen
Folgen zu entgehen.

  Jedoch spricht eine unwiderlegliche Vermutung für die Nichtigkeit:
     

     	wenn der Übergang herbeigeführt worden ist, während sich das Schiff auf der
     Reise oder in einem blockierten Hafen befand;
     

     	wenn ein Rückkaufsrecht oder Rückfallsrecht vorbehalten ist;
     

     	wenn die Bedingung >n nicht erfüllt worden sind, von denen das Flaggenrecht
     nach der Gesetzgebung der geführten Flagge abhängt.





Sechstes Kapitel. Feindliche Eigenschaft.


  Art.57. Vorbehaltlich der Bestimmungen über den Flaggenwechsel, wird die neutrale oder
feindliche Eigenschaft eines Schiffes durch die Flagge bestimmt, zu deren Führung es
berechtigt ist.

  Der Fall, wo ein neutrales Schiff eine ihm in Friedenszeiten nicht gestattete Schiffahrt
betreibt, bleibt außer Betracht und wird durch diese Regel in keiner Weise berührt.

  Art.58. Die neutrale oder feindliche Eigenschaft der an Bord eines feindlichen Schiffes
vorgefundenen Waren wird durch die neutrale oder feindliche Eigenschaft des Eigentümers
bestimmt.

  Art.59. Ist die neutrale Eigenschaft der an Bord eines feindlichen Schiffes vorgefundenen
Ware nicht nachgewiesen, so wird vermutet, daß die Ware feindlich ist.
                                                                                
                                                                                

  Art.60. Die feindliche Eigenschaft der an Bord eines feindlichen Schiffes verladenen Ware
bleibt bis zur Ankunft am Bestimmungsorte bestehen, ungeachtet eines im Verlaufe der
Beförderung nach Beginn der Feindseligkeiten eingetretenen Eigentumswechsels.

  Übt jedoch vor der Wegnahme im Falle des Konkurses des derzeitigen feindlichen
Eigentümers ein früherer neutraler Eigentümer ein gesetzliches Rückforderungsrecht in
Ansehung der Ware aus, so nimmt diese die neutrale Eigenschaft wieder an. 




Siebentes Kapitel. Geleit.


  Art.61. Neutrale Schiffe unter dem Geleit ihrer Kriegsflagge sind von der Durchsuchung
befreit. Der Kommandant des Geleitschiffs hat dem Kommandanten des Kriegsschiffs eines
Kriegführenden auf sein Ersuchen über die Eigenschaft der Schiffe und über ihre Ladung
schriftlich jede Auskunft zu geben, zu deren Erlangung die Durchsuchung dienen
würde.

  Art.62. Hat der Kommandant des Kriegsschiffs eines Kriegführenden Ursache anzunehmen,
daß der Kommandant des Geleitschiffs getäuscht worden ist, so teilt er ihm seine
Verdachtsgründe mit. In diesem Falle steht es allein dem Kommandanten des Geleitschiffs zu,
eine Nachprüfung vorzunehmen. Er muß das Ergebnis der Nachprüfung in einem Protokolle
feststellen, das in Abschrift dem Offizier des Kriegsschiffs zu übergeben ist. Rechtfertigen die
so festgestellten Tatsachen nach Ansicht des Kommandanten des Geleitschiffs die
Beschlagnahme eines oder mehrerer Schiffe, so muß diesen der Schutz des Geleits entzogen
werden. 




Achtes Kapitel. Widerstand gegen die Durchsuchung.


  Art.63. Der gewaltsame Widerstand gegen die rechtmäßige Ausübung des Anhaltungs-,
Durchsuchungs- oder Beschlagnahmerechts hat in allen Fällen die Einziehung des Schiffes zur
Folge. Die Ladung unterliegt derselben Behandlung, welche die Ladung eines feindlichen
Schiffes erfahren würde; die dem Kapitän oder dem Eigentümer des Schiffes gehörenden
Waren werden als feindliche Waren angesehen. 




Neuntes Kapitel. Schadensersatz.


  Art.64. Wird die Beschlagnahme des Schiffes oder der Waren von der Prisengerichtsbarkeit
nicht bestätigt oder wird sie ohne gerichtliches Verfahren aufgehoben, so haben die Beteiligten
Anspruch auf Schaden8ersatz, es sei denn, daß ausreichende Gründe für die Beschlagnahme
des Schiffes oder der Waren vorgelegen haben. 

                                                                                
                                                                                



Schlußbestimmnngen.


  Art.65. Die Bestimmungen dieser Erklärung bilden ein unteilbares Ganzes.

  Art.66. Die Signatarmächte verpflichten sich, im Falle eines Krieges, in dem alle
Kriegführenden an dieser Erklärung beteiligt sind, die gegenseitige Beachtung der in der
Erklärung enthaltenen Regeln untereinander sicherzustellen. Sie werden demgemäß ihren
Behörden und ihren Streitkräften die nötigen Verhaltungsmaßregeln geben, auch die
geeigneten Maßnahmen treffen, um die Anwendung der Erklärung durch ihre Gerichte,
insbesondere durch ihre Prisengerichte, zu verbürgen.

  Art.67. Diese Erklärung soll möglichst bald ratifiziert werden.

  Die Ratifikationsurkunden sollen in London hinterlegt werden.

  Die erste Hinterlegung von Ratifikationsurkunden wird durch ein Protokoll festgestellt, das
von den Vertretern der daran teilnehmenden Mächte und von dem Ersten Staatssekretär
Seiner Britischen Majestät im Auswärtigen Amte unterzeichnet wird.

  Die späteren Hinterlegungen von Ratifikationsurkunden erfolgen mittels einer schriftlichen
an die Britische Regierung gerichteten Anzeige, der die Ratifikationsurkunde beizufügen
ist.

  Beglaubigte Abschrift des Protokolls über die erste Hinterlegung von Ratifikationsurkunden,
der im vorstehenden Absatz erwähnten Anzeigen sowie der ihnen beigefügten
Ratifikationsurkunden wird durch die Britische Regierung den Signatarmächten auf
diplomatischem Wege unverzüglich mitgeteilt werden. In den Fällen des vorstehenden
Absatzes wird die bezeichnete Regierung ihnen zugleich bekanntgeben, an welchem Tage sie die
Anzeige erhalten hat.

  Art.68. Diese Erklärung wird wirksam für die Mächte, die an der ersten Hinterlegung
von Ratifikationsurkunden teilgenommen haben, sechzig Tage nach dem Tage, an dem das
Protokoll über diese Hinterlegung aufgenommen ist, und für die später ratifizierenden
Mächte sechzig Tage, nachdem die Britische Regierung die Anzeige von ihrer Ratifikation
erhalten hat.

  Art.69. Sollte eine der Signatarmächte diese Erklärung kündigen wollen, so kann sie dies
nur tun für den Schluß eines Zeitraums von zwölf Jahren, der sechzig Tage nach der ersten
Hinterlegung von Ratifikationsurkunden zu laufen beginnt, und später für den Schluß
einander folgender Zeiträume von sechs Jahren, deren erster mit Ablauf des zwölfjährigen
Zeitraums beginnt.

  Die Kündigung muß wenigstens ein Jahr vorher schriftlich der Britischen Regierung
erklärt werden, die hiervon allen anderen Mächten Kenntnis geben wird. Sie soll nur in
Ansehung der Macht wirksam sein, die sie erklärt hat.

  Art.70. Die Mächte, die auf der Londoner Seekriegsrechts-Konferenz vertreten sind, legen
besonderen Wert auf die allgemeine Anerkennung der von ihnen angenommenen Regeln und
sprechen daher die Hoffnung aus, daß die dort nicht vertretenen Mächte dieser Erklärung
beitreten werden. Sie bitten die Britische Regierung, diese Mächte hierzu einladen zu
wollen.
                                                                                
                                                                                

  Die Macht, die beizutreten wünscht, hat ihre Absicht der Britischen Regierung schriftlich
anzuzeigen und ihr dabei die Beitrittsurkunde zu übersenden, die im Archive der bezeichneten
Regierung hinterlegt werden wird.

  Diese Regierung wird unverzüglich allen anderen Mächten beglaubigte Abschrift der
Anzeige wie der Beitrittsurkunde übersenden und zugleich angeben, an welchem
Tage sie die Anzeige erhalten hat. Die Beitritt wird sechzig Tage nach diesem Tage
wirksam.

  Die Stellung der beitretenden Mächte wird in allem, was diese Erklärung anlangt, dieselbe
sein, wie die der Signatarmächte.

  Art.71 Diese Erklärung, die das Datum des 26.Februar1909 tragen wird, kann bis zum
30.Juni1909 in London von den Bevollmächtigten der auf der Seekriegsrechts-Konferenz
vertretenen Mächte unterzeichnet werden.

  Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diese Erklärung unterzeichnet und mit
ihren Siegeln versehen.

  Geschehen in London am sechsundzwanzigsten Februar neunzehnhundertneun in einer
einzigen Ausfertigung, die im Archive der Britischen Regierung hinterlegt bleiben soll, und
wovon beglaubigte Abschriften den auf der Seekriegsrechts-Konferenz vertretenen Mächten
auf diplomatischem Wege übergeben werden sollen. 




(Unterschriften)


   

                                                                                
                                                                                
  


   

     
         1 Abdruck nach dem Deutschen Weißbuch. Nicht ratifizirt.

          
